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BVG-Rente und Überentschädigung
Sachverhalt
Ein Mündel erhält eine volle IV-Rente und gilt als zu 100% arbeitsunfähig. Die Pensionskasse teilt mit, dass ihre Invaliditätsrentenleistungen frühestens zwei Jahre nach Beginn der Erwerbsunfähigkeit und frühestens nach Ablauf von Krankentaggeldleistungen ausgerichtet werden. Die Invalidenleistungen betrügen 30% des letzten versicherten Lohnes plus 6% des versicherten Lohnes pro Kind. 

Die Invalidenleistung der Pensionskasse werde gekürzt, wenn die Leistungen zusammen mit Erwerbseinkommen und den Leistungen anderer Versicherungen 90% des mutmasslich entgangenen Jahreslohnes übersteigen. Im konkreten Fall übersteigt die IV-Rente und die Invalidenkinderrente der ersten Säule die 90% des entgangenen Verdienstes, womit die Pensionskasse keine Leistung beabsichtigt. 

Fragen: 

Ist dies richtig, dass unser Mündel keine BVG-Rente ausbezahlt bekommt, obwohl er eine 100 % IV-Rente zugesprochen bekam?
Erwägungen
1. Es stellen sich im vorliegenden Fall eine Reihe von Sachverhaltsfragen, die nicht im Rahmen dieser Anfrage überprüft werden können. Insbesondere ist abzuklären, ob der letzte versicherte Lohn, der bei dieser Pensionskasse Bezugspunkt für die Invalidenrente ist, richtig bestimmt wurde. Dies ist insbesondere mittels der Pensionskassenausweise und der Lohnabrechnungen des Klienten zu bestimmen.  Insoweit ist zu prüfen, ob die Löhne in der Zeit vor der Invalidität stark schwankend waren. Ist dies der Fall, so ist auf ein Durchschnittslohn abzustellen. Ebenso muss mittels der IV-Akten eruiert werden, auf welcher Basis die Invalidität angenommen wurde. Sollte der Betroffene teilerwerbstätig gewesen sein, so ist bei der Überentschädigungsrechnung von der IV-Rente der Anteil für die Haushaltseinbusse abzuziehen.
2. Es ist im Weiteren zu prüfen, ob die normativen Angaben der Pensionskasse in ihrem Schreiben, die auf dem Reglement der Pensionskasse beruhen, korrekt sind. Hierfür ist die Pensionskasse anzuhalten, die Grundlage für ihre normativen Annahmen anzugeben. Zudem sind das aktuelle Pensionskassenreglement und alle Änderungen der Reglemente seit dem Datum vor dem Eintritt der Invalidität einzufordern, um die Rahmenbedingungen überprüfen zu können. 
Insoweit ist insbesondere auch nachzufragen und zu eruieren, auf welcher Grundlage trotz voller Invalidität die Rente 30% des versicherten Lohnes ausmacht und wie dieser bestimmt wird.
3. a) In normativer Hinsicht stellt sich im vorliegenden Fall primär die Frage, ob und inwieweit im Bereich der zweiten Säule aus Koordinationsgründen wegen Überentschädigung ein Anspruch gegen die Pensionskasse verneint werden kann, obwohl eine vollständige Invalidität besteht. Gemäss Art. 34a BVG i.V. mit Art. 24 BVV2 gilt, dass die Vorsorgeeinrichtung die Invalidenleistungen kürzen kann, wenn sie zusammen mit Einkünften anderer Sozialversicherungen (ausser die Hilflosenentschädigungen) mehr als 90% des mutmasslich entgangenen Verdienstes ausmachen würden. Im Bereich der überobligatorischen Vorsorge wäre eine abweichende Regelung möglich
.
b) Da es sich im BVG um eine „Kann-Vorschrift“ handelt, ist eine solche Leistungskürzung wegen Überentschädigung nur zulässig, wenn sie bei einer privatrechtlichen Pensionskasse reglementarisch vorgesehen ist.

c) Massgebend für die Berechnung ist das hypothetische Einkommen, das der Versicherte ohne Invalidität im Zeitpunkt, wo sich die Kürzungsfrage stellt, erzielen könnte. Teuerungsausgleich und allfällige allg. Lohnerhöhungen für die Funktion des Betroffenen seit dem Eintritt in die Invalidität sind also zu berücksichtigen. Im konkreten Fall wurde zwar zum letzten Lohn vor Eintritt der Invalidität ein Lohnzuschlag hinzugerechnet, ob dieser genügend ist, wäre nach dem konkreten Sachverhalt genauer abzuklären. 
4. Der im Schreiben den Pensionskasse genannte Aufschub der PK-Invaliditätsleistungen bis nach Erschöpfen von Krankentaggeldleistungen ist gemäss Art. 26 BVV2 i.V. mit Art. 26 Abs. 2 BVG zulässig, soweit er im PK-Reglement vorgesehen ist. Auch insoweit ist also das PK-Reglement genau zu überprüfen.

5. Ebenso ist auch die im Schreiben erwähnte Ausdehnung der Wartefrist auf 24 Monate zulässig, wenn dies reglementarisch vorgesehen ist.

Zusammenfassung: 
Eine Kürzung bzw. der Wegfall der PK-Rente wegen Überentschädigung ist grundsätzlich möglich, wenn dies so im relevanten Pensionskassenreglement vorgesehen ist. 
Im konkreten Fall sind insbesondere die Sachverhaltsannahmen (versicherter Verdienst, Invalidität nach IV-Verfügung wegen Erwerbseinbusse oder teilweise wegen Haushaltseinbusse) und die normativen Annahmen im Schreiben der Pensionskasse sorgfältig zu überprüfen. Dafür sind die IV-Akten zu konsultieren und die relevanten Pensionskassen-Reglemente einzufordern.
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